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Familienorganisationen: Deutschland muss europäisches 
Vereinbarkeitspaket unterstützen! 

Berlin, 18. Mai 2018 – Die Familienorganisationen der AGF fordern die Bundesregierung 
eindringlich auf, beim Treffen des Ministerrats am 21. Juni die europäische Initiative für eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu unterstützen. Dies erklären die Organisationen 
im Vorfeld des Treffens, bei dem über die Initiative der Europäischen Kommission entschieden 
wird und deren Verabschiedung noch nicht sicher ist. 

„Das Paket für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist auf der europäischen Ebene 
die wichtigste und konkreteste Maßnahme für die Familien seit langem und enthält spürbare 
Verbesserungen für die Familien in Europa“, so der Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der 
Familienorganisationen, Stefan Becker. „Dies darf auf keinen Fall ausgerechnet an der 
deutschen Regierung scheitern, die doch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf als wichtiges 
Ziel benannt hat.“  

Die Familienorganisationen der AGF begrüßen das Vorhaben der Europäischen Kommission 
ausdrücklich und unterstützen die geplante europäische Direktive, die wesentliche 
familienpolitische Maßnahmen zur Erleichterung der Vereinbarkeit für Eltern und pflegende 
Angehörige vorsieht. Die Verbände stellen fest, dass die Initiative wichtige Anliegen des 
Koalitionsvertrages unterstützt, wie zum Beispiel die partnerschaftlich ausgehandelte 
Aufgabenverteilung zwischen Eltern und in Familien mit Pflegeaufgaben. Zudem setze die 
Kommission ein besonderes Augenmerk auf Maßnahmen für Väter, die vor diesem Hintergrund 
durchaus positiv seien. Eine Ablehnung des Pakets stünde daher im direkten Widerspruch zu 
den Verlautbarungen der Bundesregierung, sich für eine bessere Vereinbarkeit einzusetzen. 

Die Familienorganisationen fordern die Bundesregierung daher eindringlich auf, das 
Maßnahmenpaket der EU-Kommission konstruktiv zu unterstützen und mit der Zustimmung des 
Pakets ein wichtiges Signal für Familienfreundlichkeit zu setzen, sowohl innerhalb der EU als 
auch mit Blick auf die deutsche Familienpolitik. Auf keinen Fall dürften die Inhalte der Erklärung 
weiter verwässert werden, wie dies in den bisherigen Ratsberatungen im Laufe der letzten 
Wochen und Monate bereits geschehen ist oder es gar zu einem Scheitern der Initiative 
kommen. 

Zum Hintergrund:  die Europäische Kommission hat im vergangenen Jahr einen Vorschlag für 
eine neue Vereinbarkeitsrichtlinie (sogenanntes „Paket für eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf“ oder „Work-Life-Balance Package“) vorgelegt, die derzeit unter den EU 
Mitgliedstaaten abgestimmt wird. In ihm finden sich unter anderem Vorschläge für Eltern-, 
sowie Väter- und Mütterzeiten und Auszeiten für die Pflege von Angehörigen. Nach einem 
längeren Beratungsprozess findet nun am 21. Juni die Sitzung des Ministerrats statt. Parallel 
zum Prozess zwischen den Staaten beraten die Ausschüsse des EU-Parlaments, in denen sich 
eine große Unterstützung der Initiative durch das Europäische Parlament abzeichnet. 
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